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Von Heinrich Haasis    Der Vertrieb von 
Finanzdienstleistungen ist in den ver­
gangenen Jahren für die kreditwirtschaft­
lichen Institute nicht einfacher geworden. 
Zum einen hat sich die Produktpalette 
erheblich erweitert. Gesundheit, Alter oder 
Bildung: Dort, wo das soziale Netz des 
Staates löchriger geworden ist, hat die 
Kreditwirtschaft die Aufgabe übernommen, 
ihren Kunden entsprechende Angebote zu 
machen. Gerade die Sparkassen haben 
als einziger Allfinanzanbieter in den ver­
gangenen Jahren viele neue Produkte für 
die unterschiedlichsten Vorsorgebedarfe 
ihrer Kunden entwickelt. 

Zum anderen haben die zahlreichen neuen 
regulatorischen Anforderungen für den Ver­
trieb von Finanzdienstleistungen der 

jüngsten Zeit die Institute vor große He­
rausforderungen gestellt. Umfangreiche 
Richtlinien aus Brüssel mussten von den 
Instituten umgesetzt werden: Genannt 
seien nur die für Institute besonders re­
levanten Vorgaben: die Verbraucherkre­
ditrichtlinie (2008/48/EG), die Zahlungs­
diensterichtlinie (2007/64/EG) und die 
Finanzmarktrichtlinie (2004/39/EG). Ne­
ben der Förderung des europäischen Bin­
nenmarkts im Bereich der Finanzdienstleis­
tungen stand bei der Schaffung dieser 
Richtlinien explizit auch der Verbraucher­
schutz im Vordergrund. 

Vor dem Angehen neuer weitergehender 
Regulierungsmaßnahmen gilt es daher, 
zunächst ein Blick auf die Erfahrungen mit 
den neuen Vorschriften zu werfen und die 

gewonnenen Erkenntnisse zu berücksich­
tigen: Was haben diese Richtlinien bewirkt? 
War der Regulierungsansatz richtig? 

Vernünftiges Verhältnis von Kosten und 
Nutzen? 

Eine abschließende Bewertung ist derzeit 
noch nicht möglich, da einige Gesetze 
gerade erst in Kraft getreten sind oder noch 
in Kraft treten werden. Erst nach gewisser 
Zeit und gefestigten Auslegungen der neu­
en Vorschriften kann belastbar festgestellt 
werden, wie neue Gesetze wirken. In einer 
ersten Einschätzung erscheint aber eine 
gewisse Skepsis angebracht, ob Aufwand 
und Nutzen der in letzter Zeit erlassenen 
Vorschriften immer in einem vernünftigen 
Verhältnis stehen. 

Dies gilt beispielsweise auch bei der nun­
mehr vorgeschriebenen Pflicht zur Doku­
mentation der Gespräche über die Anlage­
beratung in Finanzinstrumenten, mit der 
der Gesetzgeber auf die Kritik an der An­
lageberatung der Banken – hervorgerufen 
durch Verluste aufgrund der Finanzkrise 
– reagierte. In einem „Hau-Ruck”-Gesetz­
gebungsverfahren beschlossen, werden 
hier nicht einmal zwei Jahre nach der Um­
setzung der Finanzmarktrichtlinie neue 
Vorgaben mit Änderungen des Wertpapier­
handelsgesetzes geschaffen. Das macht 
zunächst einmal deutlich: Die „Halbwert­
zeit” der Gesetzgebung wird offenbar im­
mer kürzer. 

Die Zukunft des Vertriebs –  
Wünsche an  
den Gesetzgeber

DSGV: Vertrieb von Finanzprodukten darf 
nicht in einer Regulierungsflut ersticken

So sehr die Öffentlichkeit und mit ihr die Politik auch durch die Finanzmarktkrise 
erschüttert wurde: Aktionismus in Form immer neuer Regelungen ist unangebracht, 
warnt Heinrich Haasis. Denn immer neue Regulierung könne auch dazu führen, dass 
schlicht weniger Beratung angeboten wird. Der Nutzen des auch in der Politik um-
strittenen „Finanz-TÜV” wird von den kreditwirtschaftlichen Verbänden mehrheitlich 
mit Skepsis betrachtet. Auf Gegenliebe stoßen dagegen die von Verbraucherschutz-
ministerin Ilse Aigner angeregten „Kurzinformationen”. Auf der Wunschliste steht 
auch die Verbesserung der finanziellen Allgemeinbildung. Der Bankenfachverband 
plädiert zudem dafür, die Informationsflut im Zusammenhang mit Konsumenten
krediten zu begrenzen, um Verwirrung beim Kunden zu vermeiden. � Red.
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Obwohl das Gesetz unter der Etikettierung 
„Verbraucherschutz” verabschiedet wurde, 
ist zu befürchten, dass dieses Ansinnen 
eher konterkariert wurde. Banken und 
Sparkassen müssen demnächst mit gro­
ßen Aufwand Protokolle für alle Anlagebe­
ratungen erstellen – unabhängig davon, 
ob der Kunde diese wirklich wünscht. Dies 
verlängert die Kundengespräche, erschwert 
den Vertrieb und erhöht die Kosten – die 
letztlich über die Preise der Dienstleis-
tungen vom Kunden mitgetragen werden 
müssen. 

Besonders schwierig wird es, wenn be­
stimmte Vertriebswege zusätzlichen Ri­
siken ausgesetzt werden, so wie es bei 
dem jetzt ebenfalls eingeführten Rücktritts­
recht bei telefonischer Beratung im Falle 
unzutreffender Protokollierung der Fall ist. 
Immerhin: Von der völlig praxisfernen 
Pflicht zur Sprachaufzeichnung wurde Ab­
stand genommen. 

Abschaffung von Regelungen, die sich 
nicht bewährt haben

Auch für den Vertrieb von Finanzdienstleis-
tungen muss daher gelten: Die Wirkungen 
der Gesetzgebung sollten abgewartet und 
evaluiert werden, bevor neue Maßnahmen 
ergriffen werden. Nationale Sonderwege 
– die über europäische Regelungen hi­
nausgehen – sind regelmäßig wenig ziel­
führend. Noch weitergehend ist die Er­
kenntnis, dass offenbar intensivere Regu­
lierung nicht zwangsläufig zu besserem 
Anlegerschutz führt. Zu viele Vorschriften 
oder Erschwernisse bei der Beratung kön­
nen dazu führen, dass schlicht weniger 
Beratung, gerade in der Fläche, angeboten 
wird – und damit der Anleger allein gelas­
sen wird. Deshalb müssen Zweifel erlaubt 
sein, ob der bestehende Ansatz mit einer 
immer größeren Dichte an Vorschriften für 
den Vertrieb von Finanzdienstleistungen 
Kunden und Instituten gerecht wird. 

Dies schließt nicht aus, einzelne Felder zu 
identifizieren, in denen weitere Maßnah­
men sinnvoll sein können. So beklagen 

sowohl Kreditwirtschaft als auch Kunden, 
die „Papierfluten”, mit denen die Kredit­
institute ihre Kunden überschütten – die 
aber doch von den jüngst umzusetzenden 
Gesetzen vorgeschrieben werden. So sollte 
nicht die vollständige umfängliche, son­
dern die kurze, prägnante und verständ­
liche Information des Anlegers im Vorder­
grund stehen. Hier könnte es – die ersten 
Vorarbeiten in Brüssel laufen bereits – 
sinnvoll sein, durch eine gesetzliche 
Grundlage Standards für Kurzinformationen 
zu bestimmten Produktgruppen zu schaf­
fen. Dafür sollte dann aber auch eine kla­
re Basis gelegt werden. Regelungen, die 
sich nicht bewährt haben, sollten schnellst­
möglich wieder abgeschafft werden. 

Nicht jeder Missstand muss  
gesetzlich geregelt werden 

Anstatt das Regulierungsnetz noch enger 
zu weben, sollte sich der Gesetzgeber viel­
mehr – und hier besteht erfreulicherweise 
jetzt offenbar weitgehender Konsens – auf 
die „Reichweite” der Regulierung fokussie­
ren, das heißt Lücken, die noch bestehen 
(zum Beispiel im Bereich des „Grauen Ka­
pitalmarktes”), schließen und zum Schutz 
der Anleger alle Marktteilnehmer einer an­
gemessenen Aufsicht unterziehen.

Eine gemeinsame Aufgabe von Politik und 
Kreditwirtschaft ist es ferner, die finanzi­
ellen Kenntnisse der Bürger weiter auszu­
bauen. Nicht alle problematischen Einzel­
fälle kann der Gesetzgeber lösen: Er muss 
einen angemessenen Rahmen schaffen. 
Er kann aber nicht jeden als Missstand 
wahrgenommenen Sachverhalt zum An­
lass nehmen, für den gesamten Markt 
neue Regelungen zu schaffen. Der Kunde 
kann zudem unter einer Vielzahl von  
Angeboten am Markt wählen, wenn er  
mit seinem Institut nicht zufrieden ist. Das 
für eine gute Kunden-Bank-Beziehung not­
wendige Vertrauen kann aber nicht durch 
den Gesetzgeber geschaffen werden. 

Guter Vertrieb zeichnet sich dabei nicht 
durch kurzfristigen „Verkauf”, sondern 
durch eine nachhaltige Orientierung an den 
Kundenbedürfnissen aus. Diesen Grund­
satz haben die Sparkassen in ihrer jüngst 
beschlossenen Geschäftsstrategie aber­
mals bekräftigt: Die Kundenzufriedenheit 
steht im Vordergrund – hinter dieser zen­
tralen Zielsetzung stehen betriebswirtschaft­
liche Überlegungen zurück. Diese Veranke­
rung ist die beste Voraussetzung für Dienst­
leistungen im Interesse der Kunden. 

Heinrich Haasis ist Präsident des Deutschen 
Sparkassen- und Giroverbandes e.V., Berlin. 

BdB: Standardisierte Kurzinformationen  
sind zu begrüßen
Von Hans-Joachim Massenberg   Die 
privaten Banken verstehen sich als aktive 
Gestalter der Verbraucherpolitik. Sie wis­
sen, dass an die Geschäftsbeziehung mit 
Privatkunden besondere Anforderungen 
gestellt werden. Deshalb verfolgen die pri­
vaten Banken seit Jahren ein verbraucher­
politisches Gesamtkonzept, mit dem das 
Verhältnis zum Privatkunden auf eine trag­
fähige Basis gestellt wird. Die zentralen 
Bausteine dieses Konzepts sind Kunden­
information, transparente Vertragsgestal­
tung, ein außergerichtliches Schlichtungs­

system und last but not least Verbrau-
cherbildung. Es gründet auf dem Leitbild 
des mündigen Verbrauchers, der seine 
Entscheidungen eigenverantwortlich trifft.

Eine aussagekräftige Kundeninformation 
schafft die Basis für eigenverantwortliches 
Handeln. Hierzu stellen die privaten Ban­
ken unabhängig vom Anbieter Informati­
onen zur Verfügung – auch ohne beste­
hende Geschäftsbeziehung. Bei Vertrags­
abschluss wird der Kunde detailliert über 
Produkte, Produktbedingungen und deren 
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Risiken informiert. Zudem achten die 
privaten Banken darauf, ihre Verträge 
transparent und nachvollziehbar auszuge­
stalten. Sollte es trotzdem einmal zu Mei­
nungsverschiedenheiten zwischen einem 
Kunden und seiner Bank kommen, stehen 
die Ombudsleute der privaten Banken be­
reit, um diese unbürokratisch, schnell und 
für den Kunden kostenfrei auszuräumen. 

Schließlich trägt das langjährige Engage­
ment des Bankenverbandes mit dem eige­
nen Schul/Bank-Programm dazu bei, die 
Allgemeinbildung in Wirtschafts- und Fi­
nanzfragen zu verbessern. Die „Ausbildung 
zum mündigen Verbraucher” sollte bereits 
in der Schule beginnen. Daher fordert der 
Bankenverband ein eigenständiges Schul­
fach Wirtschaft. Das allein reicht jedoch 
nicht aus, die gegenwärtige Krise zu be­
wältigen. So sind insbesondere bessere 
Information und erhöhte Transparenz not­
wendig, um das Kundenvertrauen zurück­
zugewinnen. Welche Rolle kommt den 
Banken und welche kommt der Politik da­
bei zu?

Der Kunde muss die  
Entscheidung selbst treffen

Eine erste Lehre, die die privaten Banken 
aus den Fehlern der vergangenen zwei 
Jahre gezogen haben, sind die zehn „Leit­
linien zur Stärkung des Anlegervertrauens 
im Retail-Geschäft”. Es geht darum, dass 
die Banken künftig noch stärker den Kun­
den in den Blick nehmen – und das in einer 
verlässlichen und transparenten Art und 
Weise. Verlässlich durch eine langfristige, 
an seinen Bedürfnissen ausgerichtete An­
lagestrategie; transparent auch dadurch, 
dass immer wieder geprüft wird, ob be­
stimmte Produkte tatsächlich und in jedem 
Einzelfall empfohlen werden sollten.

Der Bankenverband hat diese Leitlinien für 
seine Mitglieder Mitte des Jahres 2009 
vorgelegt, um die geltenden Standards im 
Umgang mit privaten Kunden bei der Geld­
anlage und vor allem in der Beratung zu­
sammenzufassen. Diese sind bei vielen 

Instituten längst gelebte Praxis. Wo dies 
noch nicht vollständig so ist, werden ent­
sprechende Veränderungsprozesse auf den 
Weg gebracht. Im Kern heißt das: Der 
Kunde steht im Mittelpunkt. Er muss die 
Produkte und ihre Risiken verstehen, bevor 
er – als mündiger Verbraucher – seine An­
lageentscheidung trifft. Er muss diese al­
lerdings weiterhin selbst treffen, frei und 
eigenverantwortlich.

Finanz-TÜV ist nicht notwendig

In der Öffentlichkeit werden gegenwärtig 
verschiedenste Vorschläge diskutiert, um 
das Kundenvertrauen zu stärken, beispiels­
weise die Etablierung eines sogenannten 
Finanz-TÜV. Dieser soll jedes neue Produkt 
und jede Produktvariante vor der Marktein­
führung bewerten und prüfen. Einmal auf 
dem Markt, müsste er jedoch diese Bewer­
tung laufend aktualisieren, denn das Risi­
koprofil einer Anlage kann sich jederzeit 
verändern, je nachdem in welche Richtung 
die Märkte sich entwickeln. Allein für die 
knapp 10 000 in Deutschland zugelas­
senen Investmentfonds und zirka 300 000 
Zertifikate wäre dies eine Herkulesaufga­
be. 

Zudem müsste der Finanz-TÜV für seine 
Produktzertifizierung auch im etwaigen 
Streitfall einstehen, das heißt auch die zi­
vilrechtliche Verantwortung hierfür überneh­
men. Ob eine Institution dazu bereit und in 
der Lage wäre, erscheint zweifelhaft. Ein 
solcher TÜV ist auch gar nicht notwendig, 

da die Banken ihre angebotenen Anlage­
produkte vor der Markteinführung selbst 
intensiv prüfen, ob sie überhaupt für Pri­
vatkunden geeignet sind, und wenn ja, für 
welche Gruppe von Privatkunden. Sie haf­
ten sogar dafür, ob eine konkrete Pro­
duktempfehlung für einen bestimmten 
Kundenkreis stimmig ist.

Grundsätzlich zu begrüßen ist hingegen 
der Vorschlag des Bundesverbraucher­
schutzministeriums für ein standardisiertes 
Produktinformationsblatt. Dieser sollte je­
doch mit den Aktivitäten der EU-Kommis­
sion zu Produktinformationen für Invest­
mentfonds und vergleichbare Produkte in 
Einklang gebracht werden. Standardisierte 
Kurzinformationen können dem Kunden 
helfen, einen ersten Vergleich verschie­
dener Angebote vorzunehmen. Zusätzliche 
Kenntnisse über typische Eigenschaften 
und Risiken des jeweiligen Produkts kön­
nen jedoch in dieser Kürze nicht vermittelt 
werden. Hierzu hat sich die anbieterunab­
hängige, vom Bankenverband redaktionell 
betreute Broschüre „Basisinformationen 
über die Vermögensanlage in Wertpapie­
ren” bewährt. 

Ziel aller Überlegungen muss es ein, dass 
der Kunde die ihm angebotenen Produkte 
und ihre Risiken versteht, bevor er seine 
„informierte Anlageentscheidung” trifft. Als 
mündiger Verbraucher tut er dies frei und 
eigenverantwortlich.

Hans-Joachim Massenberg ist stellvertreten- 
der Hauptgeschäftsführer des Bundesverbandes 
deutscher Banken e.V., Berlin.

Von Yvonne Zimmermann   Der Verbrau­
cherschutz und die damit einhergehenden 
jüngsten gesetzlichen Neuregelungen füh­
ren in der Finanzdienstleistungsbranche zu 
erheblichen Veränderungen, die unmittel­
baren Einfluss auf den Vertrieb der Banken 
haben. Anhand der folgenden Beispiele sei 

dies deutlich gemacht. Das Gesetz zur 
Bekämpfung unerlaubter Telefonwerbung 
– mit der Verschärfung der Sanktionen bei 
einer Telefonwerbung ohne vorherige aus­
drückliche Einwilligung des Angerufenen 
– hat für Unruhe bei unseren Banken ge­
sorgt. 

BVR: Für Finanzprodukte ist keine  
Marktwächterfunktion erforderlich
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Denn im Sinne des genossenschaftlichen 
Geschäftsmodells liegt es unseren Mit­
gliedsbanken am Herzen, ihre Kunden 
bestmöglich zu betreuen. Im Genossen­
schaftsgesetz ist die Mitgliederförderung 
sogar als Unternehmenszweck verankert. 
Um diesem Auftrag gerecht zu werden, ist 
unter anderem die telefonische Kontaktauf­
nahme erforderlich. Wir hätten uns vom 
Gesetzgeber gewünscht, die Gelegenheit 
zu nutzen, um klarzustellen, unter welchen 
Voraussetzungen die erforderliche Einwil­
ligung im Massengeschäft wirksam ein­
geholt werden kann.

Informationen auf wesentliche  
Details beschränken

Auch die neue Verbraucherkreditrichtlinie 
hat Auswirkungen auf viele Prozesse in der 
Bank. Mit der vorvertraglichen Information 
und Erläuterung bezweckt der Gesetzgeber 
mehr Markttransparenz für den Verbrau­
cher. Die sehr umfangreichen Anforde­
rungen an die Werbung mit Zinssätzen 
sollen in Zukunft Lockvogelangebote ver­
meiden. 

Es darf allerdings zu Recht die Frage ge­
stellt werden, ob die dem Verbraucher 
aufgezwängte Informationsflut im Ergebnis 
nicht mehr Verwirrung als Aufklärung be­
wirkt. Beispielsweise enthält die vorver­
tragliche Information Details zu über 30 
Einzelaspekten. Wesentlich sinnvoller für 
den Verbraucher wäre es gewesen – und 
dies entspricht auch der politischen For­
derung im aktuellen Diskurs – die Infor­
mation auf wesentliche Daten zu be­
schränken. 

Vorteile der Telefonberatung  
werden eingeschränkt

Ein weiteres Feld stellen die neuen Anfor­
derungen bei der Anlageberatung dar. Ob­
wohl die Wertpapierberatung einiger Insti­
tute im Zusammenhang mit der Finanz­
marktkrise und den erlittenen Verlusten 
vieler Anleger in Verruf geraten ist, konnten 

die Genossenschaftsbanken im Kunden­
vertrauen zulegen. Umso bedauerlicher ist 
es, dass die Maßnahmen zum Verbrau­
cherschutz wenig differenziert auch bei 
den Volksbanken Raiffeisenbanken umge­
setzt werden müssen, wo Mitglieder- und 
Kundeninteressen auch ohne Verbraucher­
schutzgesetze schon immer im Mittelpunkt 
standen. 

Die verabschiedeten Regelungen sind noch 
nicht unbedingt zu Ende gedacht, obwohl 
von Auswüchsen wie beispielsweise der 
Sprachaufzeichnung bei telefonischer Be­
ratung Abstand genommen wurde. 

Über den generellen Mehraufwand für die 
Banken hinaus werden durch die nun ge­
forderte Protokollierung des Beratungsge­
sprächs die Vorteile der Telefonberatung 
wie zum Beispiel die schnelle Reaktions­
fähigkeit eingeschränkt. Geschäfte über 
telefonische Beratung können grundsätz­
lich erst nach Zusendung des Beratungs­
protokolls mit den Kunden abgeschlossen 
werden. 

Einwöchiges Rücktrittsrecht  
ist keine Alternative

Die Möglichkeit, bei Einräumung eines 
einwöchigen Rücktrittsrechts auch vor Zu­
sendung des Beratungsprotokolls Ge­
schäfte tätigen zu können, ist keine wirk­
liche Alternative, da sie für die Banken ein 
unkalkulierbares Haftungsrisiko bedeutet. 
Mögliche Rechtsstreitigkeiten, ob Kunden 
zu Recht vom Geschäft zurückgetreten 
sind, können unter Umständen über Jahre 
dauern.

Viele der gesetzlichen Regelungen zum 
Verbraucherschutz wären überflüssig, 
wenn sich alle Finanzdienstleister gegen­
über Verbrauchern und Marktpartnern fair 
verhalten würden. Für die genossenschaft­
lichen Banken ergibt sich dies automatisch 
aus ihrem Geschäftsmodell. Aufgrund ihrer 
Tradition stellen Genossenschaftsbanken 
die Interessen ihrer Mitglieder und Kunden 
in den Mittelpunkt. Sie sind gesetzlich ver­

pflichtet, ihre Geschäftstätigkeit in den 
Dienst der Förderung der wirtschaftlichen 
Interessen ihrer Mitglieder zu stellen. Die 
Ziele und Wünsche der Mitglieder und 
Kunden sind deshalb auch Ausgangspunkt 
jeder Beratung. Die Zielsetzungen der ge­
setzlichen Neuregelungen zum Verbrau­
cherschutz waren also schon immer ge­
nossenschaftliche Maxime. 

Belange des Anlegerschutzes  
sind bereits sichergestellt 

Kritisch sehen wir auch das Bestreben der 
Regierungskoalition, eine weitere Stiftung 
für Finanzprodukte, eine Art Finanz-TÜV, zu 
errichten. Zum einen gibt es bereits heute 
die sehr erfolgreich arbeitende Stiftung Wa­
rentest, die gerade auch Finanzdienstleis­
tungsprodukte bewertet. Zum anderen kann 
ein Finanzprodukt für einen Kunden sinn­
voll, für den anderen Kunden weniger sinn­
voll sein. Die Belange des Anlegerschutzes 
sind bisher zudem bereits durch die gel­
tenden aufsichtsrechtlichen Vorschriften 
und die zivilrechtliche Haftung der Institute 
für ihre Beratungspraxis sichergestellt, so­
dass keine Marktwächterfunktion für Fi­
nanzprodukte erforderlich ist. 

Bei allen Initiativen rund um den Verbrau­
cherschutz ist unser genereller Wunsch an 
den Gesetzgeber, überflüssige Bürokratie 
zu vermeiden. Vermehrter Aufwand durch 
umfangreiche Dokumentation, Information 
oder Programmierung bedeutet zusätzliche 
Kosten, die letztendlich Auswirkung auf die 
Konditionen-Gestaltung haben. Verbrau­
cherschutz sollte deshalb immer so ge­
staltet werden, dass er letztlich nicht zur 
Intransparenz und damit zum Gegenteil 
von Verbraucherschutz führt. Wichtiger als 
alle neuen Regulierungserfindungen ist 
eine frühzeitige Information und Aufklärung 
über Finanzthemen. Der sachkundige und 
aufgeklärte Verbraucher sollte weiter Ziel 
staatlicher Bemühungen sein.

Yvonne Zimmermann ist Leiterin der Abteilung 
Markt beim Bundesverband der Deutschen Volks­
banken und Raiffeisenbanken e.V., Berlin.
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Bankenfachverband: Verwirrungen  
beim Verbraucher vermeiden
Von Peter Wacket   Am 11. Juni 2010 
stehen gleich zwei Großereignisse ins 
Haus: In Südafrika erfolgt der Anpfiff der 
Fußball-Weltmeisterschaft, und in Europa 
wird die Vergabe von Verbraucherkrediten 
neu geregelt. Dann muss die EU-Verbrau­
cherkreditrichtlinie in deutsches Recht um­
gesetzt sein. 

Das erste Ereignis wird die Gemüter der 
Bundesbürger einen Monat lang aufheizen 
und die Krisenstimmung auf Eis legen. 
Das zweite wird zwar auch für Erregung 
sorgen, aber eher im negativen Sinne, 
spätestens dann, wenn es zu folgender 
Situation kommt: Am Nachmittag des 
11. Juni entscheidet sich ein Verbraucher 
beim Gang durchs Warenhaus spontan 
dazu, die WM auf einem neuen Flachbild-
Fernseher verfolgen zu wollen. In Erman­
gelung von Barmitteln möchte er dazu ein 
günstiges Finanzierungsangebot nutzen. 
„Kein Problem”, spricht ein versierter Ver­
käufer, nimmt die Daten des Kunden auf 
und druckt ihm 20 Seiten mit individuellen 
vorvertraglichen Informationen und den 
vorgeschriebenen Erläuterungen aus. Da­
raufhin weist er den Kunden – wie es dann 
Pflicht sein wird – in einen separaten 
Raum, in dem er sich alles in Ruhe durch­
lesen möge. 

Versorgung mit Krediten  
unnötig erschwert

Das Konvolut enthält unter anderem Er­
läuterungen, was ein Kredit ist, und dass 
dieser zurückgezahlt werden muss. In 
Johannesburg laufen inzwischen die 
Mannschaften ins Stadion ein. Hat sich 
unser Verbraucher durchs Papier gekämpft, 
erhält er vom Verkäufer erneut etwa zehn 
Seiten Kreditvertrag – mit zum Teil densel­
ben Informationen wie vorher. Bis der Ver­
braucher seinen neuen Fernseher mit nach 
Hause nehmen darf, ist womöglich das 
erste Tor schon gefallen.

An dieser leidigen Situation lässt sich jetzt 
nichts mehr ändern, da das Gesetz bereits 
verabschiedet wurde. Indes gibt es aus 
Sicht des Bankenfachverbandes drei Be­
reiche, die der Gesetzgeber noch verbes­
sern sollte, um die Versorgung von Ver­
brauchern mit Krediten nicht unnötig zu 
erschweren.

Erläuterungspflichten auf eine Seite be-
grenzen: Gesetzlich geregelt ist, dass der 
Kreditgeber dem Kreditnehmer die vorver­
traglichen Informationen und den Kredit­
vertrag erläutern muss. Nicht geregelt ist, 
wie detailliert diese Erläuterungen zu sein 
haben. Das könnte spätestens dann rele­
vant werden, wenn ein Verbraucheranwalt 
auf die Aufhebung eines Kreditvertrages 
klagt, weil die Bank versäumt hat, dem 
Verbraucher mitzuteilen, dass er den Kre­
dit zurückzahlen muss. In der Konsequenz 
könnte dies dazu führen, dass die Banken 
sich gezwungen sehen, den Verbraucher 
mit noch mehr Papier zu belasten. Mehr 
Verbraucherschutz bedeutet dies keines­
wegs, denn in einem Aktenordner von 
Daten gehen die relevanten Informationen 
eher unter als auf einer DIN A4-Seite. 

Muster für Widerrufsbelehrung erstellen: 
Dem Verbraucher steht nach wie vor ein 
14-tägiges Widerrufsrecht für seinen Kre­
ditvertrag zu, über das ihn die Banken bei 
Vertragsschluss belehren müssen. Ein 
noch so geringfügiger Fehler in der Beleh­
rung hat zur Folge, dass der Kreditvertrag 
unbefristet widerrufen werden kann. Die 
Bank müsste also auch nach mehreren 
Jahren damit rechnen, dass ihr Kunde 
von heute auf morgen den Kreditvertrag 
widerruft – mit Folgen für die Refinanzie­
rung der Bank. Auch hier tut Klarstellung 
not, und ein gesetzliches Muster für die 
Widerrufsbelehrung würde für Rechtssi­
cherheit sorgen.

Effektivzins als Vergleichsmaßstab bei-
behalten: Der effektive Jahreszins ist ein 

bewährtes Mittel, mit dem Verbraucher 
Kreditpreise vergleichen können. Künftig 
könnte dieser Maßstab Konkurrenz erhal­
ten, und zwar von der Angabe, ob der 
Kredit „mit” oder „ohne Provision” vermit­
telt wurde. Darlehensvermittler wie Einzel­
händler, welche die Finanzierung eines 
Fernsehers anbieten, könnten ihre Kunden 
künftig darüber informieren müssen, ob sie 
für die Vermittlung der Finanzierung ein 
Entgelt von der Bank erhalten, und wie 
hoch dieses Entgelt ist. 

Das Gesetz ließe sich so interpretieren, 
auch wenn gute Gründe dagegensprechen: 
Im Gegensatz zum Bankkunden, der sich 
über die Rendite eines Fonds beraten lässt, 
geht unser Beispielkunde nämlich nicht 
deshalb ins Warenhaus, um einen Kredit 
zu erhalten, sondern um einen Fernseher 
zu kaufen. 

Die Offenlegung von Händlerprovisionen 
bei der Kreditvermittlung wäre nicht nur ein 
Novum in Europa, sondern für den End­
kunden wenig aussagekräftig. Wählt unser 
Beispielkunde ein Angebot für drei Prozent 
effektiven Jahreszins „mit Provision” oder 
eines für vier Prozent Effektivzins „ohne 
Provision”? Im Zweifel sollte er einen  
Finanzierungspartner mit dem günstigs- 
ten Effektivzins bevorzugen, unabhängig  
davon, ob – und falls ja, welche – Provi­
sion der Händler von der Bank erhält. 

Der Bankenfachverband fordert den Ge­
setzgeber daher auf, Verwirrungen beim 
Verbraucher zu vermeiden und klarzustel­
len, dass interne Preiskalkulationen zwi­
schen zwei Vertragsparteien nicht Dritten 
gegenüber offengelegt werden müssen. 
Kein anderes Wirtschaftsunternehmen – 
auch kein Fußballclub – ist dazu verpflich­
tet, interne Vertriebskosten gegenüber 
Endkunden mitzuteilen. Was zählt, sind 
die Leistungen, und darüber entscheiden 
allein die Verbraucher im Warenhaus be­
ziehungsweise die Zuschauer an den Bild­
schirmen.

Peter Wacket ist Geschäftsführer des Banken­
fachverbandes e.V., Berlin.


